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Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen!  

 

Es ist schon sehr viel zu diesem Gesetzentwurf gesagt worden. Lassen Sie mich 

die für uns wesentlichen Punkte kurz zusammenfassen!  

 

Der vorgelegte Text ist in großen Teilen aus Baden-Württemberg übernommen 

worden. Auf die Abweichungen hat Herr Emden hingewiesen. Auf die 

problematische Einordnung in die niedersächsische Gesetzessystematik haben 

meine Vorredner schon hinreichend hingewiesen. Dieser Rückgriff ist also völlig 

überflüssig und nicht nötig gewesen, zumal es in Niedersachsen bereits etwas 

gibt, worauf man hätte zurückgreifen können. 

 

Der Gesetzentwurf der FDP-Fraktion ist genannt worden. Es gibt aber auch den 

rot-grünen Entwurf eines Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzes aus der 

vergangenen Legislaturperiode, den Frau Niewisch-Lennartz eingebracht hat, der 

sich mit sehr vielen dieser Details beschäftigt und der über ein reines 

Informationsfreiheitsgesetz hinausgeht. Ich kann Ihnen gerne die 

Drucksachennummer nennen: 17/8004. Leider Gottes konnten wir dieses Gesetz 

nicht mehr verabschieden. Es ist der Diskontinuität anheimgefallen. Das lag, wie 

Herr Limburg schon gesagt hat, daran, dass wir diese Legislaturperiode leider 

vorzeitig beenden mussten.  

 

Aber wie Sie alle wissen, bietet ein abgebrochenes Verfahren auch neue 

Chancen. Uns ist damit die Chance gegeben, intensiver auf die neuen 

Entwicklungen, die sich abzeichnen, einzugehen. Wir können berücksichtigen, 

dass Daten heute noch viel wertvoller sind als vor wenigen Jahren. Sie wissen es 

alle: Die großen börsennotierten Unternehmen machen ihr Geld nicht mehr mit 

dem Bau von Maschinen, sondern mit dem Sammeln, Verwerten und Verkaufen 

von Daten. Die personalisierte Werbung scheint der neue Goldesel in der 

digitalen Welt zu sein.  
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Meine Damen und Herren,  

 

im aktuellen Koalitionsvertrag steht - das hat der Kollege Plett schon vorgetragen 

-, dass wir uns an den Erfahrungen anderer Bundesländer orientieren wollen, 

dass wir evaluieren wollen, was dort geregelt worden ist. Ich denke, das ist sehr 

hilfreich, vor allen Dingen. wenn man sich anschaut, welche schlechten 

Erfahrungen Hamburg mit seinem Informationsfreiheits- und Transparenzgesetz 

gemacht hat.  

 

Und wir haben inzwischen auch die Datenschutz-Grundverordnung bekommen. 

Auch dort werden wir sicherlich das eine oder andere berücksichtigen müssen. 

Außerdem sehen wir, dass der Umgang mit Daten an der einen oder anderen 

Stelle sensibler geworden ist. 

 

Meine Damen und Herren von der AfD, entgegen der anderslautenden 

Behauptungen, die Sie hier gerade getätigt haben, ist in den letzten Monaten 

schon einiges passiert. Nicht das Justizministerium, nicht das Innenministerium, 

sondern das Wirtschaftsministerium hat sich mit dieser Frage befasst, weil wir ihm 

die Aufgaben der Digitalisierung zugeordnet haben. Herr Muhle ist dabei, eine 

Open-Data-Strategie zu entwickeln. Dort wird es darum gehen, wie 

landeseigende Daten der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden können und 

wie sie dann verwertet werden dürfen. Damit wollen wir die Transparenz letztlich 

erhöhen. Das soll weitestgehend kostenfrei und in maschinenlesbaren Formaten 

erfolgen. Zurzeit gibt es eine Debatte darüber, in der geklärt werden soll, welche 

Daten es sein werden, die zur Verfügung gestellt werden, wie sie bereitgestellt 

werden sollen, was das kosten wird und was beim Datenschutz beachtet werden 

muss.  

 

Das ist übrigens ein sehr wichtiger Punkt. Es muss sichergestellt werden, dass 

keine Rückschlüsse auf Personen oder einzelne Haushalte möglich sein werden. 

Hier müssen unsere Ansprüche wirklich hoch sein. Wir alle erwarten von der 

öffentlichen Hand schließlich einen sicheren Umgang mit Daten. - Ich wünsche 

mir manchmal, dass wir diese Erwartung auch gegenüber den großen 
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Internetkonzernen hätten, aber das ist, glaube ich, dann doch eine andere 

Debatte.  

 

Meine Damen und Herren,  

 

lassen Sie das Ministerium jetzt arbeiten, lassen Sie uns den neuen 

Gesetzentwurf für eine Open-Data-Strategie abwarten, und lassen Sie uns dann 

prüfen, ob es dann wirklich noch einen Handlungsbedarf hinsichtlich eines 

Informationsfreiheitsgesetzes gibt!  

 

Herzlichen Dank. 


